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Vierteljähriger Abonnementspreis 


dame des Stifts Heiligengrabe zu ernennen 
4 Der Kreiswundarzt Stark zu 


im Breslau 2 Thaler, außerhalb incl. Porto 

2 Thaler 11% Sgr. Inſertionsgebühr für den 

Raum einer fünftheiligen Zeile in Petitſchriſt 
1% Sgr. 


— Ba ac A zn A 
he 


Expedition: Herrenſtraße AR 20. 
Außerdem übernehmen alle Poft » Anftalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


Zeitung, 


Wiittagblat 
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Dinstag den 10. 


Juli 1855. 
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Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 

Paris, 9. Juli. 3pGt. Rente 66, 10. 43 pCt. Rente 92, 75. 

Franzöſiſch⸗Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn-Aktien 621, 25. Unbelebt bei 
faſt gar keinem Geſchäft. 

London, 9. Juli, Nachmittags 3 Uhr. Conſols 907. 
Das fällige Damyſſchiff aus Newyork ift eingetroffen. Der Cours 
auf London war daſelbſt 98—103. Der Cours auf Hamburg 363, 
365. Baumwolle: 4 Cent niedriger. 

Wien, 9. Juli. Nordbahn⸗Aktien in Folge ſtattgehabter Gene⸗ 
ralverſammlung höher. öpCt. Metalliques 784. Nordbahn 208. Bank⸗ 
aktien 988. Oeſterreichiſche Staats⸗Eiſenbahn-Aktien 309. Gold 283. 
Silber 233. 

Liverpool, 9. Juli. Baumwolle: 4500 Ballen Umſatz. 
Preiſe gegen vergangenen Sonnabend unverändert. 

Hamburg, 9. Juli. Getreidemarkt. Weizen und Roggen 
ſehr ſtille. Oel pro Oktober 341. Kaffee⸗Markt günſtig, Umſatz ge⸗ 


ring. Zink 1000 Ctr. loco 144. 


Telegraphiſche Nachrichten 
Königsberg, 9. Juli. Die aus Petersburg hier eingetroffenen Jour⸗ 
nale melden, daß ein kaiſerl. Dekret den e von Neu⸗Rußland 
und Beſſarabien anbefiehlt, das Donau⸗Koſakenheer durch Annahme von 
Freiwilligen aus allen Ständen ſo viel als möglich zu verſtärken. 
Kopenhagen, 8. Juli. Nachdem der Reichsrath die vorläufige Be⸗ 
handlung des Geſammt⸗Verfaſſungs⸗Entwurfs beendigt, iſt von demſelben 
e Niederſetzung eines Komite beſchloſſen worden. (H. N.) 


Vom Kriegsſchauplatze. 

Am 3. Juli waren in Stockholm Nachrichten aus Helſingfors vom 
28. Juni angelangt, die aber aus dieſer Stadt ſelbſt nichts von Be⸗ 
deutung melden. Die Kommunikation zwiſchen Abo und Aland 
war dagegen ſeit dem 19. geſperrt, nachdem 22 Schiffe der Weſt⸗ 
mächte auf verſchiedenen Punkten in den Scheeren von Abo und Aland 


erſchienen waren. 


Die ſinniſchen Zeitungen enthalten wieder eine Menge Details über 
Landungen der Engländer: 
Am 18. Juni erſchienen an der Mündung der Narowa im Angeſichte 
von 1 zwei feindliche Linienſchiffe und einige Kanonenboote, zu⸗ 
ſammen etwa 180 Kanonen führend. Am 19. richtete der Feind fein Bas 
gegen die Strandbatterien von Narwa und die Stadt Gungersburg; daſſelbe 
würde von den Ruſſen lebhaft erwidert. Nach achtſtündiger Kanonade, wobei 


die Ruſſen nur einen Todtgeſchoſſenen und einen Verwundeten (der kurz 


darauf ſtarb) verloren, trat der Feind feinen Rückweg nach Seskär an. — 
Am 21. beſuchten feindliche Kanonenboote den Hafen von Reval. Da es ihnen 
nicht gelang, dort irgend welchen Schaden zu verurſachen, fo wandten fie ſich 
nach Nargen zurück. — Am 22. 3 U achmittags, erſchien wieder ein 
Kanonenboot vor Reval, zog ſich indeſſen, nachdem es vier Schüſſe mit den 
ngöwerken gewechſelt, wieder zurück. a \ 2 
Aus einer Reihe telegraphiſcher Depeſchen in finniſchen Blät⸗ 
tern heben wir folgende Data von allgemeinerem Intereſſe heraus: 
Se 17. Juni. Die Feinde ſetzen Truppen ans Land. 18. Juni 
Porkkala. Ein Dampfer und 2 Kanonenboote paſſirten durch die Schee⸗ 
ten nach Jarſö und bombardiren Porkkalaudd. Die Telegraphen dort und 
auf Jarſö werden durch Kanonenkugeln zerſtört. Kein Feind ins Land; kein 
dter oder Verwundeter in Porkkalaudd oder Jarſö. 20. Juni. Feindliche Schiffe 
haben bei Fort⸗Slava Anker geworfen. Es wurden 5 Ruderboote abgeſchickt, 


um die Rückſeite des Quai's, die bei der erſten Anſteckung am 14. nicht ab⸗ 


gebrannt war, anzuzünden. Auch der Telegraph wurde zerſtört. Ein Ka⸗ 
Nonenboot zündete in Kotka mit Brand⸗Raketen die Krongebäude, namentlich 
e Kaſernen des Reſerveſchützenbataillons und die anſtoßenden Häuſer an. 
e Einwohner und die Militär: und Civilbehörden hatten ſaͤmmtlich Kotka 
vorher verlaſſen. ; 


Das ſtockholmer Blatt „Väktaren“ (der Wächter) giebt nach Pri⸗ f 


datberichten die Stärke der ruſſiſchen Truppenmacht in Finnland 
wie folgt an: 4 Grenadier⸗Regimenter à 3200 Mann 12,800, 
6 Grenadier-Regimenter Reſerven à 2600 Mann = 15,600, 22 Linien⸗ 
Bataillone à 600 M. — 13,200, 2 Scharſſchützen⸗Bataillone a 1000 

ann — 2000, 3 See-Equipagen à 1000 M. 3000, 10 Feldbatterien 
& 250 = 2500, Koſaken 2000, Sappeurs 250, zuſammen 51,350 M. 
Wie viel Kavallerie (außer Koſaken) im Lande ſteht iſt nicht mitgetbeilt. Obige 
Angaben beziehen fid) übrigens auf die nominelle Stärke der Regi⸗ 
3 die effektive darf etwas kleiner angenommen werden. Die 
5 finniſchen Bataillone mitgerechnet, dürfte ſich die ganze 
Mann eat in Finnland demnach auf hoͤchſtens 50,000 


Bi Preußen. 
. e 9. Juli. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König 
erli allergnädigſt geruht: dem Ober⸗Tribunalsrath v. Oppen zu 
ſürſlich den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem 
when Achwarburg ſonderehauſenſchen Staatsrathe Hülſemann den 
Riſtow erorden dritter Klaſſe, dem Förſter Auguſt Friedrich Wilhelm 
a Sn Sünffee im Kreiſe Neuftettin und dem Freiſcholtiſei-Beſitzer 
Threnzei A rdykowski zu Zwiniarz im Kreiſe Löbau, das allgemeine 
ſtba 5 Sean wie dem Kalkulatur-Aſſiſtenten bei der Direktion der 
dalle e 8 15 Heinrich Deſſin zu Bromberg, die Rettungsme⸗ 
vortra 93 8 R tb ” verleihen; den Geheimen Ober- Juftizrath und 
dent genden Raid im Juſtizminiſterum v. Bernuth, zum Vice⸗Prä⸗ 
en des Appellaionsgerichts in Glogau, mit Vorbehalt feines Ran: 
Be . Ober: Suftigratp; den Regierungs- und Baurath 
ee zu Oumbinnen 5 Mitgliede der techniſchen Bau⸗Deputa⸗ 
Verſe ferner den Staats Anwalt Haslinger zu Samter bei feiner 
richtsrang als Richter . 47 Kreisgericht zu Glogau zum Kreisge⸗ 
walt tatd; fo wie den Kreisrichter Groß zu Glogau zum Staatzan⸗ 
ger zu ernennen. 9 
ajeſtät die Königin haben, in Uebereinſtimmung mit des 
Konig Maeſtät, das Fräulein Ellſabeth v. Bullen zur Chrenflft- 
eruht. } 
Ruhland, Kreis Hoyerswerda, iſt. 
2 Kreis Frankenſtein, Regierungsbezirk Betten 1 Anweisung 
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ſchaften 


des Wohnorts in Wartha verſetzt; und die Berufung des Kandidaten 
des höheren Schulamts Julius Lendin zum ordentlichen Lehrer an 
der höheren Bürgerſchule am Zwinger zu Breslau genehmigt worden. 

Die Ziehung der Iſten Klaſſe 112ter königl. Klaſſen⸗Lotterie wird 
nach planmäßiger Beſtimmung den 11. d. M. Früh 7 Uhr ihren An⸗ 
fang nehmen; das Einzählen der fämmtlichen 90,000 Ziehungsnum⸗ 
mern aber, nebſt den 4000 Gewinnen gedachter Iſter Klaſſe ſchon 
heute Nachmittags 3 Uhr durch die königl. Ziehungs-Kommiſſarien 
öffentlich und im Beiſein der dazu beſonders aufgeforderten hieſigen 
Lotterie⸗Einnehmer Stadtrath Seeger, Matzdorff und Baller im 
Ziehungsſaal des Lotterie-Hauſes ftattfinden. 


Berlin, 9. Juli. [Ueber den Stand der öſterreichiſch— 
preußiſchen Unterhandlungen! äußert ſich die P. C. wie folgt: 
„Die „Oeſterreichiſche Zeitung“, welche vor Kurzem die Mittheilung 
brachte, daß zwiſchen Preußen und Oeſterreich ein die zwei erſten Ga. 
rantiepunkte umfaſſender Zuſatzartikel zu dem Aprilvertrage vorbereitet 
werde, macht neuerdings in ihrer Nr. 230 die erläuternde Angabe: 
„es verlaute, daß die diesfälligen Anträge von Preußen in einer vom 
3. Juni datirten Note ausgegangen ſeien.“ Wir ſind ermächtigt, dieſe 
Angabe als unbegründet zu erklären. Die zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich ſchwebenden Verhandlungen beziehen ſich nicht auf einen 
zweiten, dem Aprilvertrage anzufügenden Zuſatzartikel, und es find von 
Preußen in dieſer Beziehung keine Anträge ausgegangen. Ebenſowe⸗ 
nig eriſtirt eine preußiſche Note vom 3. Juni d. J. Der Stand 
der Sache iſt einfach folgender: Oeſterreich hat den Entwurf 
einer Vorlage, die es der Bundesverſammlung zu machen beabſichtigt, 
dem preußiſchen Kabinet mitgetheilt und daſſelbe erſucht, ihm ſeine 
Bemerkungen darüber zukommen zu laſſen. Dies hat das preußiſche 
Kabinet in Form eines unter dem 5. d. M. an den königlichen Ge: 
ſandten in Wien gerichteten Erlaſſes gethan. Eine Rückäußerung 
hierauf iſt noch nicht erfolgt. Alle übrigen Angaben des erwähnten 
Artikels ſind Erſindungen. 

C. B. Berlin, 9. Juli. [Diplomatie — Die Volkszählung. — 
Vermiſchtes.] Die Vorlage, welche e dem Bundestage zu 
machen benbfichtigt, iſt bisher außer Preußen nur Sachſen und Baiern vor⸗ 
läufig zur Herbeiführung einer vorgängigen Verſtändigung mitgetheilt wor⸗ 
den. Die Propoſitionen des wiener Kabinets haben in Dresden und Mün⸗ 
chen keine beſſere Aufnahme gefunden, als in Berlin, doch ſind die Motive 
der Ablehnung jener beiden königlichen Höfe von denjenigen, welche das hie⸗ 
ſige Kabinet geltend machte, verschieden. Es verlautet, daß man in München 
wiederum auf Verhältniſſe zurückkommt, welche ſ. 3. als Gegenſtand der 
Politik der deutſchen Mittelſtaaten eine Rolle ſpielten. Die Erwiederung, 
welche die wiener Vorlage in Dresden hervorgerufen hat, läßt, wie man uns 
verſichert, auf ein Einverſtändniß mit dem baierifchen Kabinet ſchließen. 

— Es wird uns verſichert, doch können wir für die Richtigkeit dieſer Mit⸗ 
theilung keine Bürgſchaft übernehmen, daß Graf Eſterhazy von ſeiner Re⸗ 
gierung den Auftrag erhalten habe, über das Verhalten der hieſigen Preſſe 
in der Beſprechung der öſterreichiſchen Politik Beſchwerde zu führen. Graf 
een ſoll jedoch nicht zu ſolchen Reeriminationen geneigt fein, und wird 
wahrſcheinlich zuvor eee in Wien verſuchen. Wir glauben, 
daß dieſes Verfahren des erreich en Geſandten von vielem Takt zeugen 
würde, da bekanntlich die öſterreichiſche Preſſe in ihrer antipreußiſchen Pole⸗ 
mik nichts weniger als delikat iſt und eine Beſchwerde zu einer Vergleichung 
führen müßte, deren Reſultat nicht zweifelhaft ſein kann. 

— Es war ſchon vor einiger Zeit davon die Rede, daß der franzöſiſche 
Geſandte, Herr de Mouſtier, die Neigung zu erkennen gegeben habe, ſeinen 
hieſigen Poſten mit einem andern zu vertauſchen. Im Zuſammenhange hier⸗ 
mit hieß es, Herr v. Gabriac, der früher mehrere Jahre hindurch die Geſchäfte der 
franzöſiſchen Legation am hieſigen Hofe zu allſeitiger Zufriedenheit als erſter 
Geſandtſchafts⸗Sekretär verſah, Berlin aber kurz nach der erfolgten Beglau⸗ 
bigung des Herrn de Monſtier nach Mexiko vertauſchen mußte, werde ſeine 
ruhere Stellung hier wieder einnehmen. Neuerdings treten jene Gerüchte 
in der diplomatiſchen Welt Berlins von neuem auf, und man bezeichnet be⸗ 
reits den Geſandtſchaftspoſten in Madrid als denjenigen, welcher Herrn de 
Mouſtier ftatt des hieſigen zugedacht fein fol, Herr v. Gabriac ſoll in die 
frühere Stellung wieder eintreten und der gegenwärtige Geſandte in Brüf- 
ſel, Barrot, hier beglaubigt werden. i 

— Der Fürſt von Hohenzollern Hechin en wird in der nächſten 
Woche von feinen Beſitzungen in Schleſien hier eintreffen und ſich von hier 
in ein rheiniſches Bad, wahrſcheinlich nach Aachen, begeben. 

— Der Herr Finanzminiſter v. Bodelſchwingh wird nur noch kurze 
Zeit auf ſeiner Inſpektionsreiſe in Schleſien verweilen. Der Zweck derſel⸗ 
ben iſt zum Theil die Vorbereitung weiterer Erleichterungen 
des Grenzverkehrs mit Oeſterreich. In der Begleitung des Herrn 
Gems hanf befindet ſich der Präfident der Seehandlung, Geheime Rath 

amphauſen. . 5 a 

— Der preußiſche Geſandte in Wien, Graf Arnim, welchen mehrere 
tee 1 51 am Freitag hier durchpaſſiren ließen, ſoll erſt geſtern Wien 
verlaſſen haben. 

— In Bezug auf die in Bu Jahre bevorſtehenden Volkszählun⸗ 
5 hat außer dem Herrn Miniſter des Innern auch der Herr Finanzmini⸗ 

er eine ahm de an die Regierungen erlaſſen, wonach die letzte allge⸗ 
meine Aufnahme der Bevölkerung für einzelne Städte und Kreiſe Reſultate 
ergeben hat, welche theils von dem Verhältniſſe, das zwiſchen den Erfolgen 
di fer letzten Zählung und denen der früheren Zählung und im Allgemeinen 
ſich herausgeſtellt hat, theils von den Reſultaten der früheren Zäh⸗ 
lung in den betreffenden einzelnen Städten und Kreiſen ſo auffallend 
abweichen, daß es für Erreichung eines möglichſt ſichern Erfolges der 
nächſten Zählung von Intereſſe ſei, dieſer Erſcheinung näher zu tre⸗ 
ten. Zu dem Ende wird den Regierungen aufgegeben, aus den be⸗ 
treffenden, bei ihnen vorhandenen, Materialien durch vergleichende Zu⸗ 
ſammenſtellungen ſelbſt zu ermitteln, in welchen Städten oder Kreiſen in 
dieſer Beziehung ganz beſonders auffallende Reſultate ſich ergeben haben, 
die Urſachen dieſer Erſcheinung aufzuklären, und wenn ſie in der Ausfüh⸗ 
rungsart der für das Zählungsgeſchäͤft ee Vorſchriften liegen, die 
Here Maßregeln vorzubereiten und zu treffen, um den in dieſer Bezie⸗ 
ung erkannten Mängeln wo möglich Abhilfe zu verſchaffen. Auch die Land⸗ 
räthe find auf dieſen Gegenſtand aufmerkſam gemacht und aufgefordert wor⸗ 
den, durch Aufſtellung vergleichender Ueberſichten von den in den bedeutende⸗ 
ren Orten ihres Kreifes bei der letzten Zählung ermittelten Bevölkerungs⸗ 
zahlen, foweit dazu Materialien vorliegen, ſich über das Verhältniß, in wel⸗ 
chem Vermehrungen oder Verminderungen der Bevölkerung einzelner Ort⸗ 

attgefunden haben, zu unterrichten und da, wo ſich hierbei beſon⸗ 
ders auffallende Reſultate ergeben, der nächſten Zählung vorzugsweiſe ihre 
Aufmerkſamkeit zu widmen, e dies ſchon jetzt wei g erſchiene, 
die geeigneten Maßregeln zur eichung eines möglichſt richtigen Erfolges 
zu treffen. „Je weniger wir bezweifeln — ſchließt der betreffende Minifter 
rial⸗Erlaß — daß die königl. Regierung die Wichtigkeit, welche eine richtige 
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Volkszählung nicht nur in finanzieller, ſondern auch in mancher andern Be⸗ 
1 90 fn Ü K Umfeng! J um ſo mehr vertrauen wir 


ziehung hat, in Hr vollen Umfange würdigt, h len 
darauf, daß dieſelbe, insbeſondere das mit der reg ne ſtatiſtiſchen 
Departements betraute Mitglied, dem Gegenſtande die Au ee und 
Thätigkeit ſchenken werde, welche die Erheblichkeit der Sache erfordert." — 
Eine fo eben abgefchloffene amtliche Ueberſicht der im Jahre 1854 für die 
und des Zollſchutzes an den — ng des Zoll⸗ 


Koſten der Zollerhebun 
2 7 — Beträge ergiebt für die Geſammtlänge der Außen⸗ 


vereins aufgewendeten 


S 1 


grenze von 1066 ½ Meilen, die Summe von 2,685,799 Thlr.; für Preußen, 


ei einer Länge von 581 Meilen 1,070,248 Thlr. 
— Der Miniſter⸗Präſident Frhr. v. Manteuffel 

Nachmittag nach Misdroy begeben, um heute ſeine 

kehr von dort nach Berlin zu begleiten. 8 

(N. Pr. 3.) Der Miniſter v. rg er ift am Sonnabend Nachmit⸗ 
tag nach Bad Soden bei Frankfurt a. M. abgereiſt. — Der Kommandeur 
der 4. Garde⸗Infanterie⸗Brigade, General A la suite Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs, General⸗Major v. Bonin, hat ſich geſtern Abend nach St. Petersburg 
begeben. — Der General⸗Major und Dirigent der 5 Abthei⸗ 
lung des großen Generalſtabes, Baeyer, iſt von Perleberg kommend nach 
dem Jahdebuſen hier durchgereiſt. Unter Leitung des Hrn. Generals begin⸗ 
nen, wie wir hören, in diefen Tagen die Vermeſſungen des dort anzulegen⸗ 
gen Hafens. — Der Oberſt und Kommandeur des Kaiſer⸗Alexander⸗Grena⸗ 
dier⸗Regiments, v. Herwarth, hat ſich nach Koblenz begeben, um in Stell⸗ 
vertretung des abberufenen Brigade⸗Kommandeurs, General v. Bonin, die 
Inſpizirung des 4. Garde⸗Landwehr⸗Regiments fortzuſetzen. — Der Disci⸗ 
plinarhof hat am letzten Sonnabend nach einer ungewöhnlich langen Sitzung 
feine Ferien angetreten. Wenn wir nicht irren, läuft die dreijährige Sitzungs⸗ 
Periode dieſes Gerichtshofes am 1. Sept. d. J. ab. 

Deutſehland. 

Gotha, 6. Juli. Wie der „Leipz. Ztg.“ geſchrieben wird, hat 
Dr. Fiſcher ſogleich nach feiner Siſtirung vor das Juſtizamt in Ko⸗ 
burg ſowohl gegen ſeine Verhaftung, als gegen die Einleitung einer 
Unterſuchung eine Beſchwerde erhoben. Dieſe iſt aber vom Juſtiz⸗ 
Kollegium verworfen und von letzterem gleichzeitig die Fortſetzung der 
Unterſuchung gegen Fiſcher angeordnet, dagegen, wie ſchon mitgetheilt, 
deſſen Freilaſſung gegen angemeſſene Realkaution für geſetzlich zuläffig 
erklärt worden. — Wenn man aus den Artikeln der „Frankf. Poſtz.“ 
über den Vorfall einen Schluß ziehen darf, ſo wird die ganze Ange⸗ 
legenheit vor den Bundestag kommen. Das Blatt ſchreibt: „Die 


5 ſich am Sonnabend 
emahlin auf der Rüde 


Bundesverſammlung hat darüber zu entſcheiden, inwiefern Eingaben 


an fie der Form nach gänzlich unzuläſſig find; und wenn ſolche Maje⸗ 


ſtätsbeleidigungen wirklich enthalten, ſo hätten ſie demnach behandelt 


und das Geeignete von der Bundesyerſammlung ſelbſt eingeleitet wer⸗ 
den müſſen. Der Gegenſtand, ſo will uns bedünken, gehörte als eine 
Parteiſache zunächſt vor die Bundesverſammlung, und alle darauf be⸗ 
zuͤglichen Anträge von Seiten der dabei in Betracht kommenden Theile 
hatten vorerſt in der Bundesverſammlung ihren Ausgang zu nehmen. 
Ob aber eine Majeſtätsbeleidigung von einem Nichtunterthan überhaupt 
begangen werden kann, wäre vor Allem zu erörtern geweſen.“ 
Hamburg, 8. Juli. Man hört von einer immer größeren An⸗ 
zahl früher däniſcher, ſpäter ſchleswig⸗holſtein., und auch preußiſcher 
Ofſiziere, die in die Fremdenlegion auf Helgoland eintreten. Die Zahl 
der auf Helgoland anweſenden Unteroffiziere und Soldaten iſt dagegen 
noch gering, beſonders jetzt, nachdem mehrere hunderte bereits nach 
England abgegangen find. Dieſelben werden dort noch weiter ein- 
exerzirt, um das erſte Infanterie-Bataillon (Riflemen) zu bilden. Daher 
hat es mit der definitiven Organiſation des 2. Infanterie: Bataillons 
noch gute Wege, obwohl ſchon mehrere Offiziere für daſſelbe ernannt 
ſind. So Major van Aller (bis 1848 in dän., von 1848 — 51 in 
ſchlesw.⸗holſt. Dienſten, dann Privatlehrer in Hamburg, ſeit 1854 beim 
Stabe Omer Paſcha's geweſen) als Chef, Major von Wenck 
(ebenfalls früher in däniſchen, dann in ſchleswig, holſteinſchen 
Dienſten, ſeit 1853 in Hamburg geihäftlih etablirt) als zweiter 
Major, und zu niederen Offizierchargen Lacroir und Baſſon (beide 
früher ſchleswig-holſteinſche Offiziere). Platz-Adjutant auf Helgoland 
iſt ein früher preußiſcher Offizier, Namens Hoffmann. Jetzt ſol⸗ 
len ſogar, wie es heißt, hamburger Tiſchler und Schmiede hinüber, 
um den Barackenbau fortzuſetzen, oder eigentlich noch eifriger betrei⸗ 
ben zu helfen, da die Zahl der Angeworbenen immer ſchneller an⸗ 
wächſt. Die Offiziere dieſer deutſchen Legionäre ſehen, in ihre ſchwar⸗ 
zen, mit Schnüren beſetzten und ungefähr wie die, der braunſchweigi⸗ 
ſchen Truppen, ausſehenden Uniform gekleidet, eine goldene Zukunft 
vor ſich. Die böfe „Otter“ moleſtirt gegenwärtig nicht allein den 


Elbſtrom, ſondern auch ſchon die Weſer. Bald ſchwimmt ſie die Elbe 


hinauf, bald die Weſer, und es ſollen bereits 50 Mann vom De ee“ 
nei 


Linienmilitär deſertirt und nach Helgoland entſprungen ſein. 


andere Frage iſt: warum geht fie nicht die Ems hinauf, und warum 


nicht die Eider? 
Frankreich. 0 

Paris, 7. Juli. Der Kaiſer empfing geſtern Abend im Clyſee 
um 8 Uhr den ganzen geſetzgebenden Körper, feinen Vorſtand | 
der ihm die beiden einſtimmig votirten Geſetze über die Ana a 
die Aushebung überbrachte. Präſident de Morny ſprach ih fol: 
gende Worte: „Ich habe die Ehre, Ew. Maſeſtät Händen da nleihe⸗ 
Geſetz und das Geſetz, das für 1856 das Armee Konnte h feſtſtellt, 
zu übergeben. Ew. Maj. konnte an der Hingebung ET G 
des geſetzgebenden Körpers nicht zweifeln. Er er 15 Gelegenheit 
ergriffen, um Ihnen durch einftimmige Annahme duſer beiden, unter 
den gegenwärtigen Umſtänden ſo wichtigen er 95 neuen Beweis 
davon zu geben. Der Kaiſer antwortete 59 155 es: 

„Ich danke dem geſetzgebenden En r den Eifer, womit er 
die beiden Geſetze, die Sie mir überbringen, votirt hat, und drücke ihm 
meine Erkenntlichkeit dafür aus. 55 weiß, wie ſchwer die vom Krieg 
geforderten Steuern und Laſten find, allein ich hoffe, daß ſie blos 
momentan ſein werden, . das Vertrauen, daß wir mit der 
Hingebung und dem Patrlotismus des Landes alle Schwierigkeiten 
überwinden und es zu em ehrenvollen Frieden bringen werden.“ 
Nach dieſer, dem „Moniteur' zufolge mit lebhafteſter Sympathie ver: 


nommenen Rede unterhielt ſich der Kaiſer noch mit den einzelnen Mit⸗ 


. 


. 


gliedern des geſezgebenden Körpers und um 94 Uhr war der Empfang 
zu Ende. Heute iſt der Senat verſammelt, um die vom geſetzgeben⸗ 


den Körper abgegebenen Vota zu ratifiziren. — Es fällt auf, daß die 


Roebuck, der Premier verdiene den Ordnungsruf, indem 


üble Verhalten der Polizei 


Rede des Grafen v. Montalembert, worin derſelbe in der geſtrigen 
Sitzung bei Gelegenheit des Geſetzes über die Aushebung von 
140,000 Mann ſein Bedauern ausſprach, daß die von Oeſterreich den 
Weſtmächten unterbreiteten Friedens vorſchläge nicht angenommen worden 
ſind, keine Entgegnung fand. Man hatte dies ſeitens des Generals 
Allard erwartet, der aber nicht vorbereitet und auch wahrſcheinlich 
nicht geneigt war, ſich in eine politiſche Debatte einzulaſſen. Man er⸗ 
wartet nun, daß Herr Baroche bei Votirung der neuen Steuern das 
Wort ergreifen und Hrn. Montalembert antworten werde. 


Aus dem Elſaß, 6. Juli. Schon ſeit mehreren Tagen ver⸗ 
lautet, daß ein großes Militärlager in der Nähe von Straß: 
burg aufgerichtet werde. Da ſich indeſſen dieſes Gerücht ſo häufig 
wiederholt hat und nie Beſtätigung fand, fo iſt noch Näheres abzu⸗ 
warten. Man verſichert indeſſen mit Beſtimmtheit, daß die Regierung 
mit einzelnen Beſitzern von größeren Feldern Verträge abgeſchloſſen 
habe. — Die nächſte Woche geht wieder Militär nach dem Orient ab. 
Das zuletzt ausgehobene Kontingent iſt jetzt vollſtändig eingeübt. Sehr 
viele Krankenwärter haben ebenfalls unſere Spitäler verlaſſen, um ſich 
nach dem Kriegsſchauplatze zu begeben. Auch viele barmherzige Schwe⸗ 
ſtern ſchiffen ſich zu dem nämlichen Zwecke in Marſeille ein. (F. J.) 


Großbritannien. 


London, 6. Juli. In der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes überreichte 

Ro ebuck eine Petition von Mr. Chaffyn, einem Tapezirer in Orford⸗Street, 
der Montags Abend von der Polizei mißhandelt wurde. Er kam vom Lande 
heim, ließ fein Kabriolet an feiner Hauthür halten, und trat in einen Zei⸗ 
tungsladen, um ſich über die neueſten Ereigniſſe auf dem Kriegsſchauplatze 
u unterrichten. ald darauf folgte ein Polizei ⸗Inſpektor mit drei 
olicemen nach und wollte den Zeitungshandler zwingen, ſein Lokal 
. ſchließen (in der Nähe liegt nämlich Marlborough⸗Street, wo die 
rnehmung der Sonntags⸗Ruheſtörer einige Aufregung veranlaßte), und da 
diefer mit vollem Recht ſich deſſen weigerte, begannen die Polizeileute drein 
zu hauen; Mr. Chaffyn parirte einen auf feinen Kopf gezielten Schlag mit 
dem linken Arm, der ihm beinahe gebrochen ward, und nach ärztlicher Aus⸗ 
füge Monate lang den Dienſt verſagen wird. Auf der Polizei verweigerte 
män ihm die Mittel, die Schuldigen 8 machen. Ob der Miniſter 
des Innern ihm dazu behilflich ſeine wolle. Die Petition kommt dann auf 
den Fiſch des Hauſes. J. G. Phillimore fragt, ob das Benehmen der 
8 in Hyde Park nicht zur Unterſuchung kommen wird? (Hört, hört!) 
ir G. Grey ſagt, Einzelfälle eigneten ſich zur Unterſuchung. Jemand 
* in der „Times“ mit Angabe ſeines Namens und ſeiner Adreſſe über 
ißhandlung geklagt, und ſofort habe er (Sir George) eine Unterſuchung 
angeordnet, aber im Ganzen handelte die Polizei mit Nachſicht und Maßi⸗ 
gung, wie mehrere Gentlemen in Privatbriefen an ihn bezeugt hätten. — 
T. Du ncombe: auch er habe ein Häuflein un um Unterſuchung in 
der Taſche. Die erſte iſt von mehreren Familien aus Monſtreſtr. und 
Park⸗ſtr., Grosvenor⸗Square (eine hoch⸗ariſtokratiſche Gegend) unterzeichnet 
und beſagt, daß die Polizei 40 Mann ſtark Sonntag Abends 8 Uhr durch 
die Gaſſe marſchirte, plötzlich Halt machte, und ohne alle Veranlaſſung mit 
ihren Knütteln über die Spaziergänger herſiel. Die zweite iſt von einem 
paralytiſchen alten Gentleman, Mr. Francis Mare vom Strand, der nicht 
nur unſchuldig geſchlagen, ſondern verhaftet und nicht einmal gegen Bürg⸗ 
BL entlaffen wurde. Dieſer und andere Bittfteller bezeugen zugleich, daß 
die Polizei überall Weiber und Kinder mißhandelt habe. Wenn die Regie⸗ 
zung ſolche Rohheiten nicht ahnde, fo könnte es geſchehen, daß das Pu⸗ 
blikum nächſtens bewaffnet in den Park kommt, und wer ſtehe dann 
ür die Folgen? Walpole, Lord Palmerſton u. A. rufen zur Ordnung. 
uch der Sprecher entſcheidet, daß Mr. Duncombe kein Recht habe, an die Ueber⸗ 


reichung einer Petition eine lange Rede zu knüpfen. Duncombe ſtellt dar⸗ 


auf, Ordnungs halber, einen formellen Antrag auf Vertagung und will mit 
ſeinen Bemerkungen fortfahren, als ihn Lord Palmerſton zur Ordnung 
ruft, weil er ſich nicht an die Vertagungs⸗Motion halte. Dagegen bemerkt 
r. Duncombe 

auf Grund ſeiner formellen Motion ein beliebiges Thema beſprechen kann, 
Sir Grey ſucht nochmals die Polizei zu rechtfertigen und wiederholt, daß 
er auch künftig keine Volksverſammlungen im Park dulden, ſondern 
Ruhe und Ordnung nöthigenfalls mit Gewalt aufrecht erhalten werde. 
Was die individuellen Beſchwerden betrifft, ſo habe man keinen Namen 
genannt. Roebuck und Duncombe widerſprechen. Schließlich entwik⸗ 
kelt Lord Ebrington die Gründe, warum er Grosvenors Bill unter⸗ 
ſtützte, und nach der ſarkaſtiſchen Bemerkung des Irlanders Scully, daß 
auch engliſche Mitglieder Skandal zu machen im Stande ſeien, endet die 
Scene damit, daß Duncombe feine Petitionen auf den Tiſch legt, um auf 
dieſelben eheſtens feinen Unterſuchungs⸗Antrag zu baſiren. — In der heutigen 
Unterhaus ⸗Sitzung fragt Sir J. Shelley, ob es die Abſicht der Re⸗ 
gierung ſei, eine Unterſuchung hinſichtlich des von der Polizei am Sonntag in 
Hyde⸗Park beobachteten Benehmens anzuſtellen. Sir G. Grey erwidert, in 
Fällen, wo beſtimmte Beſchwerden gegen das Benehmen der Polizei vorge⸗ 
bracht würden, werde er es für ſeine en halten, eine ftrenge Unterſuchung an⸗ 
ann. Es ſei ihm eine ſehr große Anzahl von Mittheilungen über die 
orfälle in Hyde⸗Park zugegangen. Während in einigen derſelben über das 
der i Klage geführt werde, ſchilderten andere das Be⸗ 

nehmen der Polizei als ein äußert gemäßigtes und nachſichtsvolles. Das 
Geſetz biete Mittel dar, um gegen Policemen, welche ihre Befugniſſe über⸗ 
treten, einzuſchreiten. Uebrigens ſei er vollſtändig bereit, alle vor ihn ge⸗ 
brachten Beſchwerdepunkte gewiſſenhaft zu unterſuchen. T. Dunco mbe 
hält es für das Beſte, wenn die Krone zu dieſem Zwecke 
einen Ausſchuß ernenne, indem das Publikum ſich mit einer blo⸗ 
ßen Schein⸗Unterſuchung nicht zufriedenſtellen laſſen werde. Sir. G. Grey 
erklärt nochmals, es ſolle eine ehrliche und befriedigende wie el t ſtatt⸗ 
finden. — M. Gibſon verlangt Aufklärungen darüber, wie es mit der 
Sppoſition der Miniſter gegen die Anſichten ihres Kollegen, des e emaligen 
britiſchen Bevollmächtigten bei den wiener Konferenzen, in Bezug auf den 
Plan verhalte, welchen Oeſterreich Rußland habe vorlegen wollen, um dem 
ruſſiſchen Uebergewicht im ſchwarzen Meere ein Ende zu machen. Er bes 
dauert, daß das Haus bei der Debatte über den Antrag Layards nicht von 
Allem, was ſich in Wien zugetragen habe, in Kenntniß geſetzt worden fei. 
Wenn das Parlament damals gewußt hätte, daß zwiſchen dem britiſchen 
Bevollmächtigten und dem britiſchen Premier eine Meinungsverſchiedenheit 
obgewaltet habe, in Folge deren ein den dritten ze betreffender Vor⸗ 
ſchlag, den Erſterer für annehmbar gehalten habe, Rußland nicht vorgelegt 
worden ſei, ſo würde ſein Entſcheid vielleicht anders 1 ſein. Das 
Haus habe demnach ein Recht auf eine unumwundene Erklärung von Sei⸗ 
ten der Regierung über ihre Politik im Orient und über die Zwecke, welche 
s k in dem gegenwärtigen Kriege verfolge. Seiner Ueberzeugung nach ſei 
Lord J. Ruſſell mit der redlichen Abſicht, einen ehrenvollen Frieden abzu⸗ 


ed 1 8 nach Wien gegangen; doch ſcheine es, daß die Abfichten feiner Kol⸗ 


tung 


eweſen ſeien, und daß dieſelben den Wunſch gehegt hät- 
ten, jeder Möglichkeit zur Herbeiführung des Friedens aus dem Wege zu 
gehen. Wie Habe es nun Lord J. Ruſſell bei feinen in Wien ausgeſproche⸗ 
nen Anſichten über ſich gewinnen können, im Amte zu bleiben? Wenn eine 
Sinnesäͤnderung in ihm vorgegangen fei, jo möge er das frei und offen be⸗ 
kenuen. Für Lord Palmerſton werde vielleicht dereinſt ein Tag der Vergel⸗ 
kommen. Die Regierung habe die Blüthe des britiſchen Heeres dahin⸗ 
eopfert und gewaltige Summen aus dem Staatsſchatze verausgabt. Dem 
Be habe fie Thatſachen verheimlicht, deren Kenntniß demſelben nö⸗ 


egen anderer Art 


thig gewefen fei, um feine Meinung zu leiten, und das Verhalten der Mi⸗ 

er fei ganz dazu angethan, großes Unheil über das Land zu bringen. 

Lord J. R findet, daß M. Gibſon ein volles Recht * Aufklärun⸗ 
i 


8 unkt zu it Freuden 
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wie der 

wiſchen den Verbündeten und Rußland her⸗ 
5 vielmehr ein allgemeiner 2 ußland h 

1 iche europäiſche Mächte verpflichten, 


tes gepflogenen Berg Graf Buol, bemerkt er, 
at, daß die beſte Art, dieſe Sag e erledigen, in einer 


auch noch eines anderen, ihm annehmbar ſcheinenden Auskunftmittels erwähnt, 
welches darin beſtehen würde, daß man die Türkei ſtärkte, anſtatt Rußland 
zu ſchwächen. Schließlich habe er einen auf eine Art von engewicht ab⸗ 
zielenden Vorſchlag gemacht, in Gemäßheit deſſen, wenn Rußland ſeine See⸗ 
macht im ſchwarzen Meere vergrößere, England, Frankreich, Oeſterreich und 
die Türkei ein Gleiches thun würden. Außerdem würden England, Frank⸗ 
reich, Oeſterreich und Rußland die Unabhängigkeit und e der Tür⸗ 
kei durch einen Vertrag zu garantiren haben. Ihm (Ruſſell) habe es da⸗ 
mals geſchienen, daß in dieſen hg eine Sicherheit für die Türkei 
enthalten ſei, und ſeitdem habe ſich feine Anſicht nicht geändert. Die öſter⸗ 
reichiſche Regierung habe ſich erboten, Rußland als Ultimatum die Alterna⸗ 
tive zu ſtellen, ob es in dieſen Vorſchlag willigen oder ſeine Seemacht im 
ſchwarzen Meere beſchränken wollte. Wenn ruſſiſcherſeits auf Beides ein 
abſchlägiger Beſcheid erfolgte, ſo ſollte der öſterreichiſche Geſandte St. Pe⸗ 
tersburg in 8 Stunden verlaſſen, die Militär - Konvention mit Frankreich 
ſollte unterzeichnet und das öſterreichiſche Heer ſollte konzentrirt und ſo auf⸗ 
geſtellt werden, daß es jeden Augenblick den Krieg beginnen könne. Die 
öfterreichifche Regierung habe nicht verſprochen, eine ſofortige Kriegserklä⸗ 
rung zu erlaſſen; doch habe fie erklärt, daß fie die Verwerfung ihres Vor⸗ 
ſchlaͤges als einen Casus belli betrachten werde. Der öſterreichiſche Minifter 
habe geäußert, daß dieſe Verwerfung zum Kriege führen werde, und er (Ruſ⸗ 
fell) zweifle gar nicht, daß es, die Unnachgiebigkeit von Seiten Rußlands an⸗ 
en in dieſem Falle wirklich zum Kriege zwiſchen Oeſterreich und 
Rußland gekommen fein würde. Die in der mehrerwähnten Note des Gra⸗ 
fen Buol enthaltenen Angaben über den Sachverhalt ſeien der Hauptſache 
nach jedenfalls richtig. Seine Kollegen im engliſchen Miniſterium nun ſeien 
zu dem Schluffe gelangt, daß der öſterreichiſche Vorſchlag keine ſichere Baſis 
für die Fortſetzung der Unterhandlungen gewähre. Wenn ihn M. Gibſon 
frage, weshalb er, nachdem dieſer Meinungsunterſchied hervorgetreten, nicht 
aus dem Miniſterium 1 ee ſei, ſo antworte er, daß er in dieſem 
Falle feinen allgemeinen Grundſätzen zuwider gehandelt haben würde. Er 
Is es für feine Pflicht gehalten, wie auch immer feine perſönlichen An⸗ 
ichten über die Kriegsfrage beſchaffen ſein mochten, das Miniſterium Pal⸗ 
merſton, ſoviel in ſeinen Kräften geſtanden, zu unterſtützen, da er den Sturz 
dieſes Miniſteriums als die größte Gefahr angeſehen habe und zugleich der 
Meinung geweſen ſei, daß ſein Ausſcheiden als ein Zeichen der Schwäche 
des Kabinets und als ein Vorbote feines nahen Falles betrachtet worden 
ein würde. Cobden drückt ſeinen Schmerz und ſeine Ueberraſchung über die 
ede Lord J. Ruſſell's aus. Bei feiner Rückkehr aus Wien habe dieſer ver⸗ 
ſprochen, bei der engliſchen Regierung nach Kräften auf die Annahme der 
von ihm gutgeheißenen öſterreichiſchen Vorſchläge hinzuwirken. Das Parla⸗ 
ment aber habe er überhaupt gar nicht davon in Kenntniß geſetzt, daß er 
dieſelben gebilligt habe. Statt dem Hauſe unumwunden ſeine Meinung über 
die große Kriegsfrage darzulegen, habe er in ſeinen Reden fortwährend ge⸗ 
ge die ruſſiſchen Uebergriffe geeifert und das Land in Folge davon zu der 
orausſetzung berechtigt, daß er bei ſeiner Rückkehr aus Wien an der Ver⸗ 
einbarung irgend welcher annehmbaren Friedensbedingungen verzweifelt, wäh- 
rend er doch in der Wirklichkeit Vorſchläge mit ſich zurückgebracht habe, in Bezug 
auf welche er dem Grafen Buol das Verſprechen gegeben, er werde ſie bei ſeinem 
Kabinet befürworten. Seines Erachtens ſei Lord J. Ruſſell ſeinen Pflichten 
abtrünnig geworden, indem er, als er mit ſeinen Anſichten im Kabinet nicht 
durchdringen konnte, trotzdem auf ſeinem Poſten verblieb. Ein ſolches Be⸗ 
nehmen fei um fo mehr zu beklagen, als es geeignet ſei, die Repraſentativ⸗ 
Regierung in Mißkredit zu bringen. Was nun Zweck und Führung des Krieges an⸗ 
gehe, ſo ſei dieſer Krieg in Frankreich nie populär geweſen und ſei gegen⸗ 
wärtig in England geradezu verhaßt. Daß man noch immer bei der Bela⸗ 
gerung von Sehaſtopol verharre, ſei ein thörichtes Beginnen und werde auch 
von allen militäriſchen Autoritäten als hoffnungslos därgeſtellt. Vor einem 
Miniſterwechſel brauche das Parlament nicht zu erſchrecken. Er ſeinerſeits 
würde es bei Weitem vorziehen, wenn die Oppoſition aus Ruder gelangte, 
und er bedaure, daß er bei jener Abſtimmung, durch welche das Miniſterium 
Derby geſtürzt worden ſei, gegen dieſes Miniſterium geſtimmt habe. Jener 
Miniſterwechſel habe dem Lande hundert Millionen Geldes und Zaufende 
von Menſchenleben gekoſtet. Lord Palmerſton begreift ſehr wohl, wie 
Cobden bei ſeinen eigenthümlichen Anſichten und von dem Wunſche beſeelt, 
eine Partei zu gründen, die ihn ans Ruder bringen würde, Alles ale 
bietet, um ſeine Anſichten zur Geltung zu bringen. Uebrigens müſſe 
er aufs entſchiedenſte in Abrede ſtellen, daß der Ruf der engliſchen 
Staatsmänner durch das Benehmen Lord John Ruſſell's eine Ein⸗ 
buße erlitten habe. Die öſterreichiſchen Vorſchläge ſeien von der eng⸗ 
liſchen und von der franzöſiſchen Regierung erſt nach der reiflichſten und ge⸗ 
wiſſenhafteſten Prüfung verworfen worden. Was das Bedauern angehe, 
welches Cobden darüber ausgeſprochen habe, daß die Regierung nicht in an⸗ 
deren Händen ſei, ſo hege er die Ueberzeugung, daß das Land kein Miniſte⸗ 
rium unterſtützen werde, welches nicht entſchloſſen ſei, den Krieg mit Energie 
fortzuführen. Roebuck bemerkt, die vorliegende Frage habe zwei Seiten. 
Einerfeits handle es ſich um den Charakter und das Benehmen Lord John 
Ruſſells, andererſeits darum, ob die Fortführung des Krieges durch die Po⸗ 
litik geboten ſei. In Bezug auf den erſten Punkt ſtimme er mit Gibſon 
und Cobden, in Bezug auf den zweiten mit Palmerſton überein. Das Be⸗ 
nehmen Lord J. Ruſſells hinſichtlich des öſterreſchiſchen Vorſchlages ſei mit 
der Ehrlichkeit, welche man von einem Staatsmanne verlangen dürfe, nicht 
verträglich. Indem England ſich in einen gerechten und nothwendigen 
Krieg einließ, habe es weiſe gehandelt; weiſer aber würde es ſeines Erach⸗ 
tens geweſen ſein, den Krieg früher zu beginnen. Disraeli bemerkt, das 
von Lord John Ruſſell abgelegte Geſtändniß ſtehe als einzig in ſeiner Art 
da. Es ſei ein unerhörtes Benehmen, daß bei einer ſo weit auseinander 
gehenden Verſchiedenheit der Meinungen Lord John Ruſſell in einem 
Kriegs⸗Miniſterium als Friedens⸗Miniſter verblieben ſei. Eben ſo abſon⸗ 
derlich, wie ſein Verhalten ſelbſt, ſeien die zur Rechtfertigung deſſelben vor⸗ 
gebrachten Gründe. Die Frage: ob Krieg, ob Frieden? dürfe doch wahr⸗ 
lich im Schooße des Kabinets keine offene Frage ſein. Herrſche in ſolchen 
Lebensfragen keine m et ſo könne von einer kräftigen Politik keine 
Rede fein. Die heutige Debatte werde einen üblen Eindruck machen. In 
den ausländiſchen Kabineten werde jedenfalls die Anſicht obwalten, daß Lord 
J. Ruſſell, als er ſich mit dem öſterreichiſchen Vorſchlage einverſtanden er⸗ 
klärte, die Anſichten und die Politik des uche en Kabinets vertrat. Sir 
G. Grey hebt hervor, daß ja der öſterreichiſche Vorſchlag noch gar nicht von 
Rußland genehmigt worden ſei, vielmehr Rußland 4 — 8 0 wiederholt erklart 
habe, daß es nun und nimmer auf das in dieſem Vorſchlage enthaltene Prin⸗ 
ir eingehen werde. Eine Spaltung des Kabinets im Sinne der Oppoſitions⸗ 
Redner ſei nicht vorhanden. Das Miniftertum betrachte im Gegentheil den 
Krieg einmüthig als einen gerechten und nothwendigen und ſei auch in Be⸗ 
zug auf die energiſche Fortführung des Krieges eines Sinnes. Er fügte 
hinzu, daß auch nach Verwerfung des öſterreichiſchen Vorſchlages auf Oeſter⸗ 
reichs kriegeriſche Mitwirkung nicht zu zählen geweſen ſei. — Die Diskuſſion 
verlief hiermit ohne weitere Folge. 7 
In der Cortes⸗Sitzung vom 2. Juli ward ein Geſetzentwurf, der 
die Veröffentlichung von Kalendern oder Almanachen in ganz Spanien 
für frei erklärt, in Erwägung genommen. Die Kammer entſchied, daß 
die Sitzungen, ſtatt um 10 Uhr Morgens, künftig wieder, wie früher, 
um 1 Uhr Mittags beginnen ſollen. x 
Aus Madrid ſchreibt man unterm 3. Juli: „Der amerikaniſche 
Geſandtſchafts⸗Sekretär Perry, bekannt durch feine Zerwürfniſſe mit 
Herrn Soulé, hat ſeine Entlaſſung erhalten und in Folge deſſen ſofort 
ſeine Funktionen eingeſtellt. — Die Carliſten⸗Bande unter dem Schul⸗ 
meiſter Matadepera, iſt ſammt ihrem Fuhrer gefänglich eingebracht wor⸗ 
den; blos zwei Mann find entwiſcht. “ 
Nach in Paris angelangten Berichten ſcheinen die Vorgänge in 
Barcelona bedeutend übertrieben worden zu ſein, und ſich, wenig⸗ 
ſtens bis zum 4. Juli Mittags, auf Nachſtehendes zu reduciren: „Am 
2. Juli begaben ſich die Fabrik⸗ Arbeiter, Lohn» Erhöhung bezweckend, 
in Maſſe zum General⸗Kapitän, um ihm ihre Forderungen zu noti⸗ 
fieiren. Auf die Weigerung deſſelben, darin einzuwilligen, zogen ſie 
nach der Rambla leine lange Promenade, wie die pariſer Boulevards) 
und fingen dort unter dem Rufe: „Es lebe Eſpartero! Aſſociation 
oder Tod!“ die Erbauung einer Barrikade an. Die Führer der 
Bürgerwehr, vor die Behörden beſchieden, die ſich ihrer Gefinnungen 
verſichern wollten, erklärten ſich bereit, die Waffen zu ergreifen, um 
Perſon und Eigenthum zu ſchützen; jedoch bezweifelten fie, daß die 
Miliz geneigt wäre, ſich bei einer Arbeitslohn⸗Frage zu betheiligen. 
Als jedoch verſchiedene Gewaltthaten vorfielen, unter anderen die Gr: 


Druck von 


mordung des Cortes-Deputirten Sol 9 Padriz, der in feiner eigenen 
Behauſung durch einen Piſtolenſchuß niedergeſtreckt wurde, und die ſchwere 
Verwundung ſeines Geſchäftsgenoſſen, der ihn zu vertheidigen ſuchte, 
that die Bürgerwehr ihre Pflicht und verhaftete eine Menge der Ruhe⸗ 


ſtörer. Bei Abfahrt des Cid ſchienen die Arbeiter wieder in die Werk⸗ 
ſtätten zurückkehren zu wollen und die Ruhe bald hergeſtellt zu ſein.“ 
Nach einer Depeſche aus Madrid vom 6. Juli wurden 7 Ba⸗ 
taillone Infanterie und 6 Schwadronen Reiterei nach Catalonien ab⸗ 
geſchickt. Dieſelbe meldet auch, daß die Königin ihre Reiſe nach dem 
Escurial um einige Tage aufgeſchoben habe. 
Woche ſind 30 Per⸗ 
un i 


Breslau, 10. Juli. (Polizeiliches.] In 2 
ſonen beim Betteln betroffen und feſtgenommen worden. 8. d. M. iſt 
es gelungen, den Leichnam des Nagelſchmiedegeſellen Ferdinand Frenkel in 
der Oder, unfern des Platzes, wo derſelbe ſeinen Stock nebſt Mütze zurück⸗ 
gelaffen hat, aufzufinden. — Es wurden geſtohlen: Friedrich⸗Wilhelmsſtraße 

r., 28 zwei Gießkannen von ne 2 Aexte, 1 Handſäge, 1 Hobel, einige 
Meiſſel, Hämmer, Feilen, 1 Holztäftchen mit Schrauben und Nägel und 1 
Schaufel; Ketzerberg Nr. 18 140 Thlr. baares Geld; nnn 
Nr. 1 eine graue Lamahülle, im Werth von circa 5 Thlr.; Rathhaus Nr. 26 
ein Umſchlagetuch und eine Schürze; einer auf der Magazinſtraße wohnenden 
Korbmacherwittwe 1 Weſte, 1 ſchwarzes Vorhemdchen, 1 Portemonnaie und 
circa 1½ Thlr. baares Geld; Friedrich⸗Wilhelmsſtraße Nr. 27 eine Holz⸗ 
art, eine Handſäge und ein Gartenmeſſer; Heiligegeiſtſtraße Nr. 13 eine gelb⸗ 
ſeidene Börſe mit Stahlſchloß und 4 Thlr. baares Geld; Große⸗Drei⸗Linden⸗ 
gaſſe Nr. 21 eine ſilberne Taſchenuhr mit Stahlkette; Oderſtraße Nr. 17 
ein Paar lederne Beinkleider, 1 grauer Sommerrock, 1 weiße Weſte, 2 Hals⸗ 
tücher, 2 Taſchentücher, 1 Vorhemdchen, 2 Hemden, geh R. D., 3 Paar 
blaue Socken, gez. D. und 1 Paar Schuhe; Agnesſtraße Nr. 3 eine goldene 
Cylinderuhr, im Werth von 40 Thlr.; Blücherplatz Nr. 19 ein ſchwarzer 
Tuchrock. — Gefunden wurden: Sechs kleine Schlüſſel und ein kleiner 
Schlüſſel. — Verloren wurde: ein goldenes Armband, im Werth Gol. Thlr. 

ol. Bl.) 


Gerichtliche und Verwaltungs⸗Nachrichten, Entſcheidungen ꝛc. 
Die neueſten Entwickelungen in dem Gebiete der Geſetzgebung über die 
Aufrechthaltung der Ordnung des öffentlichen Dienſtes haben die Frage offen 
elaſſen, nach welcher Norm die Kompetenz und das Verfahren in ſolchen 
isziplinarfällen zu a fei, welche die Beamten in der evangeliſchen 
Kirchen⸗Verwaltung betreffen. Hierüber hat zwiſchen dem Miniſterium der 
Elumen zc. Angelegenheiten und dem evangeliſchen Ober⸗Kirchenrathe eine 
ommunikation ſtattgefunden, in welcher von beiden Seiten anerkannt wor: 
den iſt: 1) daß für die Falle der gedachten Art die allerhöchſte Verordnun 
vom 29. März 1844 noch jetzt für maßgebend erachtet werden müſſe; 2) da 
die Disziplinar⸗Befugniſſe, welche die gedachte Verordnung in verſchiedenen 
Stellen dem „Chef der Verwaltung“ beilegt, hinſichtlich der Mitglieder und 
Beamten der evangeliſchen Kirchen⸗Behörden jetzt von dem Miniſter der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem evangeliſchen Ober⸗Kirchen⸗ 
Rathe auszuüben ſeien, und 3) daß insbeſondere auch die in $$ 35 und 30 
der Verordnun 
See 
genwärtig ihre Geltung haben, und daß dieſelben dem Staatsrathe auch nach 
deſſen neuer Organiſation nur in ſeinem Plenum zuſtehen. Der evangeliſche 
Ober⸗Kirchenrath hat hiervon dem königlichen Konſiſtorium in einem Gitculars 
Erlaß Mittheilung gemacht und darin ſchließlich bemerkt, daß die Löſung der 
Frage: welche anderweite, der Lage der Kirche mehr entſprechende Einrich⸗ 
tung herheizuführen ſei, der Zukunft und der fortſchreitenden Erfahrung vor⸗ 
behalten bleiben müſſe. 

Berlin, 5. Juli. Heute lag dem Ober⸗Tribunal wieder ein Fall 
wegen Verbreitung des Harkortſchen Wahlkatechismus zur Entſchei⸗ 
dung vor. Der Kommerzienrath D. zu Eulenburg, der wegen der Verbrei⸗ 
tung der gedachten Schrift angeklagt, vom erſten Kichter freigefpeochen vom 
zweiten Richter dagegen zu einer VRR von 100 Thlr. event. onat 
Gefängniß verurtheilt worden, hatte die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt und 
außer verſchiedenen formellen Gründen in materieller Beziehung behauptet, 
dach nach J 34 des Preßgeſetzes ein Theilnehmer nur dann ſtrafbar fein kann, 
wenn ein Vergehen begangen ve: wenn der Usb 
Strafe gezogen fei. Zum Thatbeſtande des § 100 des Strafgeſetzes gehöre 
außerdem, daß die Schriſt gegen die Angehörigen des Staats, alſo gegen 
eine beſtimmte Klaſſe anreize, eine Anreizung im Allgemeinen genüge nicht. 
Der Ober⸗Staats⸗ Anwalt erwiederte hierauf, daß es genüge, wenn dem 
Theilnehmer gegenüber feſtgeſtellt ſei, daß der Inhalt der Schrift ſtrafbar 
iſt. Einer Beſtrafung des Autors bedürfe es nicht, da derſelbe ja ſehr leicht 
aus ſubjektiven Gründen freigeſprochen oder bald nach 
Schrift geſtorben fein könnte. Das Ober⸗FTribunal wies die Nichtigkeits⸗ 
Beſchwerde zurück. 
Von dem e N t 
2 755 für die Gemeinde Eichenbarleben eine Anzahl Exemplare jener 
zeitung. Der Fuhrmann wurde in Folge deſſen wegen geſetzwidriger Be⸗ 
foͤrderung poſtzwangspflichtiger Zeitungs⸗Exemplare bestraft und gegen Faber 
auf Grund des § 5, 9% 35 und 30 des Poſtgeſetzes vom 5. Juni 1852 die 
Anklage wegen verbotswidriger Verſendung poſtzwangspflichtiger Gegenſtände 
erhoben. Der Polizeirichter ſprach denſelben frei, weil der Angeklagte nicht 
als der Verſender zu betrachten ſei, ſondern er die Zeitung nur dem Fuhr⸗ 
mann verabfolgt habe. Der zweite Richter beſtätigte das erſte Erkenntniß 
lediglich und das Ober⸗Fribunal wies in ſeiner heutigen Sitzung die einge⸗ 
legte Nichtigkeits⸗Beſchwerde zurück. a 


Berlin, 9. Juli, Die Biesen in Eiufe des. Gefcäf 
erlin, 9. Juli. ie Börſe nahm im Laufe des Geſe d eine flaue 
Haltung an, die Aktien⸗Courſe waren meiſtentheils rü 0 une ſchlöſfen 
matt. In Darmſtädter Bank⸗Aktien wurde a 89% — 99 mehreres umgeſetzt, 

Eiſenbahn⸗Aktien. Bresl.⸗Freiburg. 4% — — Köln- Minden. 3 % 
162% a 162 bez. Prioritäts 1% % 101% AR 101 bez. dito II. Emiss, 3% 
103 bez. dito II. Emiss. 4% 93% Br. dito III. Emiss. 4% 93% r. 
Ludwh.⸗Bexb. 4% 1484 a 1494 a 148 ½ bez. Lr rrgg 4% 
40 à 48% bez. dito Prior. 5% — — Niederſchl.⸗Märk. 4% 95 Br. Prior. 
4% 93% Br. Prior. Ser. I. u. II. 4% 93 bez. dito Prior. Ser. Ui. 4% 
92% Gl. dito Prior, Ser. IV. 5% 1024 Gl. Niederſchl.⸗Märk. Zweigb. 


4% — — Oberſchl. Litt. A. 3,9% 228 bez. Lit. B. 34% 19644 Anf. 
etw. a 195 bez. Prior. Luut. A. 4% 9% Br. dito 144 35485 5 


etw. bez. dito Litt. D. 4% 92% bez. dito Lit. u 3% % 824 be ei⸗ 
niſche 4% 107 etw. a 106% bez. dito Prior. Stm. gr 106% De 
Prior. 4% 89 Gl. 3%% Prior. 84 bez. 9 34% 91% Gl. 
Prior. 4% dito 44% 9% Gl. Wilhelmsb. (Koſel⸗Oderb.) 4 
— — II. Prior. 4% 92% Br. Mecklenb. 4% 56% Br. Mainz⸗Lubwgh. 
4% 106 Br. Berlin⸗Hamb. 4% 119 etw. bez. dito Prior. 1. Emiss. 4% % 
102 Gl. II. Emiss. 102 Gl. Aach.⸗Maſtr. 4% 51 Br, Prior. 4½ %% 975 
bez. Geld» und Fonds⸗Courſe. Freiw. St.⸗Anl. 44% 101 An⸗ 
leihe von 1850 4% % 101 bez. dito von 1852 44,7%, 101 bez. dito von 185 
4% 97% bez. dito von 1854 44,% 101% bez. Prämien⸗Anleihe von 1 

3495 u‘; bez. St.⸗Schuldſch. 34% 87% bez. Preuß. Bank⸗Anth. 4% 
116 Br. Poſ. Pfandbr. 4% 101, Gl. dito neue 34% 94% Gl. Poln. 
Pfandbr. 4% — — II. Kiss. 4% 92 Br. Poln. Oblig. a 500 Fl. 4% 
79% Gl. dito a 300 Fl. 5%,88% Gl. dite » 200 Fl. 18% Br. Hamb. 
Präm.⸗Anl. Wechſel⸗Courie. Amſterdam kurze Sicht 140 bez. 
dito 2 Monat 139% bez. 4 0 9 kurze Sicht 148% bez. 
148% bez. London 3 Monat 6 Rthl. 17 Sgr. bez. Paris 2 Monat 78% 
Gl. Wien 2 Monat 81% bez. Breslau 2 Monat 99% bez. 


C. Breslau, 10, Juli. [Produktenmarkt.] Die billigeren Preiſe 
der letzten Markttage haben die Aufmerkſamkeit auswärtiger Käufer auf ſich 
geo en und bei ziemlich lebhaftem Begehr am heutigen Markt zogen die 
5 e wieder an, die ſich heute folgendermaßen ftellten: Weizen weißer ord. 

—104 Sgr., mittel bis 108, fein 112 Sgr., gelber ord. 86—102 Sgr., 
mittel und fein 104110 Sgr. Roggen ord. 7080 Sgr., mittel bis fein 
8184 Sgr. Gerſte 53—57—61 Sgr. Hafer 33—42 Sgr. Erbſen 
181 Sur. tern, 1 58 1 5 1 

ett in, 9. „Weizen e, loco 90Opfd. gelber effektiv 104 Thlr. 

bez., 88 „ pfd. gelber 103 Br. 5 gen etwas fefter, loc 84—86pfd. 2 
84% —S0pfd. 64% Thlr. bez., pr. 9965700 4 für Sapfd. bez., 82pfD 
62 bez., Aug.⸗Sept. 62 bez. und Gld., 62%, 4 W 6 6e 
pr. Frühjahr 58 Br. Gerſte, loco e 3—43 ½ Thlr. bez., 75 
44 bez. Hafer, loco 52pfd. 34 Thlr. bez. Rübol fefter, loco 17 Thlr. Br., 
pr. Juli⸗Auguſt 16% bez., Aug.⸗Sept. erg Sept.⸗Okt. 16 bez. und Gld 
Spiritus matt, loco 11% % bez., Juli 11% % Gld., Juli⸗Auguſt desgl., 
Aug.⸗Sept. 11% % be Fo ae 11% % bez. und Br., Okthr.-Rouber 
Br. ö 8 


12 % Br., Frühjahr 
Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


dem Staats⸗Miniſterium und dem Staatsrathe beigelegten 
niffe über die Beamten der bezeichneten Kategorie noch ge⸗ 


eber des Vergehens zur 


Veröffentlichung der 


Redakteur der „Magdeburger . 85 bezog ein 


dito 2 Monat 
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